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Linke CDU, dumme Wähler?
Der Aufstieg der AfD, der Kurs der Kanzlerin und die unverdiente Beliebtheit gängiger Erklärungen
Was hat die Politik der Union unter
Angela Merkel mit den bisherigen
Erfolgen der Rechtsaußen-Partei
AfD zu tun? Eine Kritik von zwei
häufigen Deutungsmustern.

Von Stephan Hebel

Die Erfolge der »Alternative für
Deutschland« – vor allem seit den
Landtagswahlen des Jahres 2016 –
werden häufig mit Merkels Flücht-
lingspolitik erklärt. Vor allem der
rechte Flügel der CDU und die CSU
vertreten die Ansicht, die Grenzöff-
nung im September 2015 sei sozusa-
gen eine Provokation gewesen, die die
Freunde der Abschottung in die Arme
der AfD getrieben habe. Damit wird
dann die Forderung begründet, dem
Wählerpotenzial rechtsaußen durch
eigene Initiativen für einen noch res-
triktiveren Umgang mit Zuwanderern
entgegenzukommen – obwohl die
Flüchtlingspolitik der Großen Koali-
tion ohnehin nie so liberal war, wie
immer wieder behauptet wird.
Tatsächlich mag die beherrschen-

de Rolle, die das Flüchtlingsthema seit
dem Sommer 2015 einnimmt, die An-
ziehungskraft der neuen Rechtspartei
für einen Teil der Wählerschaft zu-
sätzlich gesteigert haben. Offensicht-
lich ist es der AfD gelungen, Frust und
Wut über die Politik der etablierten
Parteien auf dieses eine Thema zu len-
ken und in Wählerstimmen für eine
Ideologie zu verwandeln, die die Lö-
sung aller Probleme durch nationale
Abschottung und ethnische Homoge-
nität verspricht.
Das Flüchtlingsthema mag ein zu-

sätzlicher Katalysator gewesen sein,
aber die Stabilisierung der selbster-
nannten »Alternative« hatte sich
längst angedeutet, bevor Angela Mer-
kel beschloss, die Grenze für Flüch-
tende vorübergehend zu öffnen. So
war die AfD nach der Bundestags-
wahl von 2013 in alle Landtage ein-
gezogen, die neu gewählt wurden.
Der Partei gewordene neue Nati-

onalismus, in vielen anderen Län-
dern Europas schon lange auf dem
Vormarsch, hatte auch schon vor der
vorübergehenden Grenzöffnung im
September 2015 in der AfD sein par-
teipolitisches Gefäß gefunden – wenn
auch zunächst eher in seiner antieu-
ropäischen als in der neorassisti-
schen Ausdrucksform.
Wer also Frust, Wut und Entfrem-

dung von der Politik der »Eliten« al-
lein auf die Zuwanderung und die
Flüchtlingspolitik der Bundesregie-
rung zurückführt, ist der heutigen
AfD-Propaganda, wonach die Mig-
ranten für so ziemlich alle Probleme
verantwortlich seien, schon zur Hälf-
te aufgesessen. Damit werden die tie-
feren Ursachen der Unzufriedenheit
durch einen Sündenbock ersetzt –
und wer so argumentiert, muss sich
für dieses Ablenkungsmanöver mit-
verantwortlich machen lassen.
Aber da ist noch eine zweite Er-

klärung, die sich erstaunlicher, aber
unverdienter Beliebtheit erfreut. Sie
lautet, mit den Worten des Berliner
Politikwissenschaftlers Herfried
Münkler: »Frau Merkel hat die CDU
nach links verschoben, oder sie hat
sogar die Mitte nach links verscho-
ben.« An dieser These ist zwar nicht
alles falsch: Gemessen an ihrer frü-
heren Programmatik, also aus stramm
rechtskonservativer Perspektive, hat
die CDU-Vorsitzende ihre Partei tat-
sächlich in bestimmten Bereichen
nach »links« geöffnet.
Treffender allerdings wäre die

Formulierung: Sie hat ideologische
Positionen geräumt, die angesichts
der gesellschaftlichen Entwicklung
ohnehin nicht haltbar gewesen wä-
ren, ohne das liberal-konservative
Bürgertum zu verlieren. Die Ener-
giewende, die Abschaffung der
Wehrpflicht, der Ausbau der Kinder-
betreuung, um nur die am häufigsten
genannten Beispiele zu nennen – all
das sind vor allem Zugeständnisse an
einen allgemeinen Bewusstseins-
wandel, der über linke Kreise längst
weit hinausgegangen ist.
Öko-Bewusstsein und Sorge we-

gen des Klimawandels, Skepsis ge-
genüber Zwangsdiensten, die die
Karriereplanung der Söhne behin-
dern, und den Wunsch vieler Frauen
nach einer besserenVereinbarkeit von
Familie und Beruf – all das hat ja An-
gela Merkel nicht erfunden, sondern
vorgefunden und mit ihrem ausge-

prägten Sensorium für die gesell-
schaftliche Stimmung schneller er-
kannt als andere in ihrer Partei.
DasBesondere liegt eher darin, dass

sie die Politik der Union an diesen
Stellen tatsächlich korrigiert hat – an-
ders als zum Beispiel in der Frage der
Vermögensverteilung oder bei der Be-
teiligung der Bundeswehr an Kriegs-
einsätzen. Das hat seine Gründe. Die
Energiewende, die Abschaffung der
Wehrpflicht und eine bessere Famili-
enpolitik haben eine grundsätzliche
Gemeinsamkeit: Sie kommen einer-
seits vielen Bürgerinnen und Bürgern
entgegen und stellen insofern echte
Modernisierungsschritte dar. Sie lie-
gen aber andererseits auch im Inte-
resse »der Wirtschaft«.
Bei der Wehrpflichtabschaffung

und der Kinderbetreuung liegt das auf
der Hand: In beiden Fällen wird eben
auch die Rekrutierung von Arbeits-
kräften – hier Nachwuchs, da Frauen
– erleichtert (abgesehen davon, dass
die Beibehaltung der Wehrpflicht die
Entwicklung zur global tätigen In-
terventionsarmee behindert hätte).
Und selbst die Energiewende stellt
zwar einige Stromkonzerne vor grö-
ßere Schwierigkeiten, liegt aber län-
gerfristig ebenfalls im Interesse der
meisten Firmen und ihrer Energie-
versorgung. Gerade bei der Energie-
wende wird sich zeigen, dass der Mo-
dernisierungswille genau dort seine
Grenzen hat, wo es den Unterneh-
men wehzutun beginnt – und das ist
alles andere als links.
Der Modernisierungswille der

Kanzlerin Merkel und ihre Bereit-
schaft zur Anpassung an gesellschaft-
liche Veränderungen enden genau
dort, wo es den Kapitalbesitzern
wirklich wehzutun begänne. Hier
geht es zunächst um die Frage, ob ei-
ne Bewegung nach »links« als Ursa-
che für den Aufstieg der AfD gesehen

werden kann. Es ist zwar nicht aus der
Luft gegriffen, dass die Zugeständ-
nisse an eine mehrheitlich liberali-
sierte Gesellschaft zu einiger Unzu-
friedenheit am rechten Rand der Uni-
on und darüber hinaus führen – und
dass damit, so wiederum Münkler,
»ein Sichtbarwerden nicht eingebun-
dener rechter Auffassungen, konser-
vativer Auffassungen, nationalisti-
scher Auffassungen, also ein Problem
innerhalb der CDU« verbunden ist.
Richtig ist auch, dass sich die Stim-
menzuwächse der AfD damit zumTeil
erklären lassen: Keiner anderen etab-
lierten Partei nahm sie zum Beispiel
bei den Landtagswahlen im Herbst
2016 so viele Stimmen weg wie der
CDU. Aber auch das ist, ähnlich wie
die Fixierung auf die Flüchtlingsfra-
ge, allenfalls die halbe Wahrheit.
In diesen Deutungsmustern – an-

geblich »liberale« Flüchtlingspolitik
und/oder vermeintliche Verschie-
bung der politischen Koordinaten
»nach links« – wird nämlich der ent-
scheidende Punkt weitgehend igno-
riert: Die Hauptursache für das Er-
starken des Neorassismus liegt dort,
wo Angela Merkel und ihre Gesin-
nungsgenossen in Europa die Koor-
dinaten der Politik gerade nicht nach
links verschoben haben. Der Nähr-
stoff für AfD und Co. findet sich in den
sozialen Brüchen, die sie mit ihrer ka-
pitalfreundlichen Politik seit Jahr-
zehnten fördern, statt an ihrer Über-
windung zu arbeiten.
Mit anderen Worten: Die AfD er-

nährt sich vom gescheiterten Kalkül
der Kanzlerin, all das ignorieren zu
können, was für Wut auf »die Poli-
tik« und Entfremdung von »den Eli-
ten« gesorgt hat: wachsende Un-
gleichheit, ungerechte Verteilung des
Reichtums und der Lebenschancen,
Entsolidarisierung der Sozialsysteme
von Gesundheit bis Rente, Arbeits-

verdichtung und Flexibilisierungs-
druck, Unsicherheit der Altersvorsor-
ge und Versagen vor der Notwen-
digkeit einer Integrationspolitik, die
den inneren Frieden in einer multi-
ethnischen und multikulturellen Ge-
sellschaft fördert.
Um Missverständnisse zu vermei-

den, sei noch einmal betont: Diese
Gründe für den Zulauf bei den Rechts-
populisten zu nennen, bedeutet nicht,
denjenigen Verständnis entgegenzu-
bringen, die dem Rassismus und dem
Ressentiment ihre Stimme geben.

Aber ohne die tieferen Ursachen für
ihren Protest zu verstehen – und das
ist etwas anderes als »Verständnis ha-
ben«! –, wird man sie nie und nim-
mer überzeugen können, ihren Wi-
derstand gegen eine Politik zu rich-
ten, die für die beschämend unsozia-
len Verhältnisse in einem reichen Land
wie Deutschland verantwortlich ist.
Es ist schon erstaunlich, dass die

Verbindung zwischen der (unter so-
zialen Aspekten) blamablen Politik
der Kanzlerin und dem Erstarken des
Neorassismus in den gängigen Er-
klärungsmustern für den Erfolg der
AfD eine allenfalls untergeordnete
Rolle spielt. Wenn die sozialen Brü-
che nicht ganz ignoriert werden,
dann erscheinen sie zumindest wie
ein Naturgesetz, an dem sich poli-
tisch nichts ändern lässt. Und nicht

selten mündet dieser Fatalismus in
eine zynische Geringschätzung der
»Abgehängten« und derjenigen, die
Angst haben, ebenfalls abgehängt zu
werden.
Auch dafür hat Herfried Münkler

ein anschauliches Beispiel geliefert.
Er soll deshalb – stellvertretend für
einen großen Teil der in Politik und
Publizistik herrschenden Denkweisen
– noch einmal ausführlicher zitiert
werden. Die sozialen Spaltungen, die
mit dem weitgehend unregulierten,
globalisierten Kapitalismus verbun-
den sind, lässt der Berliner Professor
zwar nicht unerwähnt: Nach seiner
Auffassung »befinden wir uns gesell-
schaftlich in einer Situation, in derwir
nicht mehr sagen können so ohne
Weiteres, wir sind eine nivellierte
Mittelstandsgesellschaft, wie Schels-
ky das formuliert hat. Das heißt, den
sichtbar werdenden Spaltungslinien
in der Gesellschaft sozialer Art ent-
sprechen auch stärkere Unterschiede
politischer Art.« So weit, so halbwegs
in Ordnung, auch wenn sich die
schreiende Ungerechtigkeit in vielen
gesellschaftlichen Bereichen auch
weniger verschwurbelt beschreiben
ließe.
Aber was folgert der Politikwis-

senschaftler aus den »Spaltungsli-
nien sozialer Art«? Etwa eine Politik,
die sie zu überwinden sucht? Nein, es
folgt eine Verhöhnung der Betroffe-
nen: »Viele derer, die populistisch
wählen, ich vermute mal, ziemlich
egal, ob links- oder rechtspopulis-
tisch, sind enttäuscht von dem Sys-
tem, fühlen sich ausgegrenzt, abge-
hängt und machen gewissermaßen
politisch einmal ihr Bäuerchen.«
Merke erstens: Rechts oder links, das
ist »ziemlich egal«, alles kommt in den
großen Populismustopf. Zweitens:
Die Leute werden nicht etwa ausge-
grenzt oder abgehängt. Nein, sie
»fühlen sich« so. Und machen drit-
tens, haha, »ihr Bäuerchen«.
So wird ein gesellschaftliches

Problem umdefiniert zur Unfähigkeit
von Individuen, die bestehende Rea-
lität ohne »Bäuerchen« zu verdauen.
Für alle, die noch an der Haltung die-
ses als führend geltenden Intellektu-
ellen zweifeln, hat Münkler seiner zy-
nischen Herablassung im selben In-
terview noch einmal unmissver-
ständlich Ausdruck verliehen: »Das ist
schon so, dass viele Leute wenig Ah-
nung von bestimmten Problemen ha-
ben, sei es, weil sie keine Zeit haben,
sei es, weil sie sich nicht dafür inte-
ressieren. Aber das heißt nicht, dass
man es ihnen nicht darlegen darf und
nicht darlegen sollte. (…) Nicht das
Volk in seiner Gesamtheit, aber es gibt
große Teile des Volkes, die sind nicht
besonders informiert, geben sich auch
keine Mühe, glauben aber dafür um-
so besser genau zu wissen, was der
Fall ist. Also: Sie sind dumm, wenn
ich das mal so zusammenfassen darf.«
Und gegen Dummheit, so sieht das
der Professor, hilft nur eins: Beleh-
rung von oben. »Probleme anspre-
chen, über Probleme sprechen und in
diesemSinne auchdarauf setzen, dass
man Leute, auchwenn sie dummsind,
doch mit der Zeit klüger machen
kann. – Da ich Hochschullehrer bin,
bin ich sozusagen mit diesem Prob-
lem ja professionell vertraut.«
Noch einmal: Mit »diesem Prob-

lem« meint Münkler nicht etwa die re-
ale Situation der von sozialer Ent-Si-
cherung und gesellschaftlicher Des-
integration betroffenen Menschen,
sondern deren »Dummheit«. Ich will
nicht behaupten, dass es in Deutsch-
land keine Dummheit gäbe. Die gibt
es, manchmal sogar unter Professo-
ren. Aber die Unzufriedenheit mit der
herrschenden Politik derart pauschal
auf Ahnungslosigkeit und Dummheit
zurückzuführen – das beleidigt eben
auch all jene, die dem Märchen von
der »Alternativlosigkeit« mit guten
Gründen nicht glauben.
Und schlimmer noch: Viel leichter

kann man es den Rattenfängern, die
ihre rassistische Ideologie mit einem
antielitären Gestus verbinden, nun
wirklich nicht machen. Münklers
Aussagen spiegeln geradezu idealty-
pisch die gängige Ignoranz gegen-
über den gesellschaftlichen Konflik-
ten und Brüchen wider. So stellte der
Soziologe Michael Hartmann mit Be-
zug auf Münkler fest: »Das ist eine he-
rablassende Haltung, die bei Teilen
der Elite in letzter Zeit immer häufi-
ger zu beobachten ist.«
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»Es gibt große Teile des
Volkes, die sind nicht
besonders informiert.
Sie sind dumm, wenn
ich das mal so zusam-
menfassen darf.«
Politologe Herfried Münkler

Der Autor
Stephan Hebel, Jahrgang 1956,
langjähriger Redakteur der »Frank-
furter Rundschau« und politischer
Autor, ist seit fast drei Jahrzehnten
Leitartikler und Kommentator. In
seinem neuen, an diesem Montag
erscheinenden Buch »Mutter Blama-
ge und die Brandstifter« kritisiert er
das Versagen von Angela Merkel. Die
Kanzlerin stehe wie nie zuvor in der
Kritik – aber nicht ihre ungerechte
Wirtschafts- und Sozialpolitik löse
am meisten Widerstand aus, nicht
das inhumane Spardiktat, mit dem
sie Europa überzogen habe, oder ih-
re fragwürdige Außen- und Sicher-
heitspolitik. Der Protest komme
vielmehr von denen, die die Bun-
desrepublik noch mehr abschotten
wollen und mit leeren, nationalisti-
schen Heilsversprechen locken.

Mehr Informationen über das Buch
und Bezugsmöglichkeiten unter
westendverlag.de.

Stephan Hebel wird am 3. Mai um
18.30 in Berlin im Salon der Rosa-
Luxemburg-Stiftung (Franz-Meh-
ring-Platz 1, 10243) über das Buch
diskutieren.
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